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Stellungnahme der Thüga Energienetze GmbH zu den BNetzA-Sachstandsmitteilun-

gen zur Festlegung eines Regulierungsrahmens und der Methode der Anreizregulie-

rung für Elektrizitäts- und Gasverteilernetzbetreiber sowie Fernleitungsnetzbetreiber  

(RAMEN) und zur Festlegung einer Methodik zur Ermittlung des Ausgangsniveaus 

(StromNEF/GasNEF) 
 

 

VORWORT  

 

Die vorliegende Stellungnahme zur Sachstandsmitteilung zielt darauf ab, notwendige und zielfüh-

rende Anpassungsbedarfe frühzeitig aufzuzeigen. Insbesondere möchten wir auf die Notwendigkeit 

hinweisen, investitionsfreundliche und faire Rahmenbedingungen zu schaffen, um das Vertrauen 

und die Akzeptanz in den neuen Regulierungsrahmen sowie die Wettbewerbsfähigkeit und langfris-

tige Leistungsfähigkeit unserer Netzinfrastruktur zu sichern.  

 

Wir möchten betonen, dass wir außerdem dringend auf einen signifikanten Abbau bürokratischer 

Hürden angewiesen sind. Ferner möchten wir hiermit an alle Akteure, die bei der konkreten Aus-

gestaltung der neuen regulatorischen Rahmenbedingungen maßgeblich beteiligt sind, appellieren, 

dass die übergreifenden Ziele, die sich die Bundesnetzagentur zu Beginn des NEST-Prozesses 

(Eckpunktepapier NEST) selbst gesetzt hat, kritisch und kontinuierlich als Prüfungsmaßstab her-

angezogen werden.  

 

Auch möchten wir appellieren, dass der NEST-Prozess nicht zum Anlass genommen werden darf, 

Netzentgeltreduzierungen dadurch zu erzielen, dass die Einhaltung der Kostenbudgets für Netzbe-

treiber erschwert wird, z.B. durch eine Erweiterung der Kostenarten, die dem Effizienzvergleich un-

terliegen oderbeschleunigte Abbauvorgaben in einer dreijährigen Regulierungsperiode. 

Die Unterdeckungen der OPEX-Budgets schmälern bereits die theoretisch zugestandene Verzin-

sung massiv. Dabei ist das Vertrauen auf auskömmliche Rahmenbedingungen gerade in der jetzi-

gen Marktsituation elementar, um langfristig stabile Investitionen auch aus eigener Kraft zu sichern, 

da der Bankenfinanzierung mehr und mehr Grenzen gesetzt sind. 

 

1. Allgemeine Anmerkung zur Normenhierarchie  

 

Die Bundesnetzagentur beabsichtigt ein gestuftes System von Festlegungen nach Detaillie-

rungstiefe vorzunehmen. Dabei soll die Rahmenfestlegung (RAMEN) den Methodenfestlegungen 

und auf unterster Ebene den Perioden- oder Einzelfestlegungen übergeordnet sein. Da sich zwi-

schen den beiden Sachstandsmitteilungen NEF und RAMEN vielerlei Querverweise finden, haben 

wir aus Gründen der Praktikabilität unsere Stellungnahme zu RAMEN und NEF themenspezifisch in 

einer gebündelten Stellungnahme zusammengefasst. 
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2. Dauer der Regulierungsperiode / Bestimmung des Ausgangsniveaus 

 

Ab der 6. Regulierungsperiode soll eine Regulierungsperiode grundsätzlich drei Jahre dauern. Damit 

beabsichtigt die Bundesnetzagentur Netzbetreibern zu ermöglichen, ihre Kostenänderungen im Be-

reich der OPEX kurzfristiger in der Erlösobergrenze einzubringen. Durch die Verkürzung der Regu-

lierungsperiode sollte auch die Bedeutung des Basisjahrs schwinden. Die Bundesnetzagentur 

schreibt ferner, dies habe zur Folge, dass die Prüfung auf Besonderheiten des Geschäftsjahres „in-

sofern dosierter erfolgen“ könnte und in der Prüfpraxis „grundsätzlich eher von einer Durchschnitts-

bildung ausgegangen und verstärkt auf handelsrechtliche Werte abgestellt werden“ könne. Gleich-

wohl erwähnt sie, dass sie hinsichtlich der Prüfung der kostenmindernden Erlöse und Erträge ver-

stärkt an die Regelungen der Bestimmung der Aufwendungen anknüpfen möchte, indem sie Anpas-

sungen auf einen angemessenen Wert beabsichtigt.  

 

Wir möchten hierzu anmerken, dass die Ausführungen hinsichtlich der weiteren Prüfungspraxis äu-

ßert vage gehalten sind und befürchten, dass die in den bisherigen Kostenprüfungen teilweise se-

lektiven, kleinteiligen und zeitintensiven Vorgehensweisen unverändert fortgesetzt werden könnten.  

 

Ein Festhalten an der Durchschnittsbildung stellt unstrittig eine vergangenheitsbezogene Herange-

hensweise dar und spiegelt zukünftige Kostensteigerungen in keinster Weise wider. Das Abstel-

len auf historische Daten vor den Basisjahren berücksichtigt weder Veränderungen in der Kosten-

struktur noch neue Kostenfaktoren, die erst in den darauf folgenden Jahren relevant werden.  

 

Wir erachten daher eine zukunftsgerichtete Prüfungssystematik unter Berücksichtigung von Plan-

kosten als die vorzugswürdigere Herangehensweise, um so zumindest frühzeitig erkennbare OPEX-

Steigerungen abzufedern.  

 

Wir erhoffen uns ferner eine deutliche Verringerung der Kostennachweispflicht bzw. befürworten 

hinsichtlich aufwandsgleicher Kosten und kostenmindernder Erlöse/Erträge eine Anerkennung auf 

Basis des handelsrechtlichen Jahresabschlusses, welcher bereits der Prüfung und Testierung eines 

Wirtschaftsprüfers unterlag. Die diesbezüglichen Berichtspflichten sollten auf ein minimales Maß 

beschränkt werden bzw. sich nur auf denjenigen Teil der Kosten/Erlöse beziehen, der vom Jahres-

abschluss abweicht, also die Hinzurechnungen und Kürzungen inklusive Plankosten.  

 

Kalkulatorische Gewerbesteuer  

 

Die Berechnung der kalkulatorischen Gewerbesteuer sollte „im Hundert“ gerechnet werden, da 

diese in puncto Genauigkeit der “vom Hundert”-Variante deutlich überlegen ist. Bei der “Im-Hundert-

Rechnung" ist die Bemessungsgrundlage der kalkulatorischen Gewerbesteuer (= die kalkulatorische 

Eigenkapitalverzinsung) um die zu zahlende kalkulatorische Gewerbesteuer anzupassen. Die “Vom-

Hundert-Rechnung" hingegen lässt außer Acht, dass die kalkulatorische EK-Verzinsung als 
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Bezugsgröße den Gewinn nach Gewerbesteuern darstellt. Somit stellt die “Im-Hundert-Rechnung” 

die realistischere Berechnung dar, da sie die tatsächliche Steuerbelastung für das Unternehmen 

besser widerspiegelt. 

 

In der Sachstandsmittelung zur NEF findet sich hierzu leider nur ein kurzer Satz am Ende der Te-

norziffer 12, dass die "Im-Hundert-Rechnung" nicht in Betracht kommt. Für uns sind die Beweg-

gründe der Bundesnetzagentur somit nicht nachvollziehbar. Wir bitten daher im Rahmen der Anpas-

sung des Regulierungsrahmens, diesen Sachverhalt zu prüfen und ferner um eine nähere Begrün-

dung für die Wahl des Ansatzes. 

 

Genehmigungsfiktion 

 

Darüber hinaus befürworten wir die Einführung einer Genehmigungsfiktion: Derzeit müssen Netz-

betreiber insbesondere bei den Regulierungskonten langjährige Bearbeitungsrückstände bei den 

zuständigen Regulierungsbehörden verzeichnen. Sollte sich dieser Zustand auch im neuen Regu-

lierungsrahmen unverändert fortsetzen oder mit Blick auf die womöglich zusätzliche Prüfkapazitäten 

der Regulierungsbehörden bindenden dreijährigen Regulierungsperioden sogar noch weiter verlän-

gern, weil die Verschlankung und Vereinfachung von Antrags- und Genehmigungsprozessen aus-

bleibt, halten wir die Einführung einer Genehmigungsfiktion für zielführend. Somit könnten Netzbe-

treiber nach einer bestimmten Frist davon ausgehen, dass ihr Antrag genehmigt wurde, auch wenn 

dies formal noch nicht der Fall ist. So könnte, beispielsweise bei den Rückständen in der Prüfung 

der Regulierungskonten, eine Genehmigungsfiktion signifikant dazu beitragen, bürokratische Ver-

zögerungen zu vermeiden und die Planbarkeit und Rechtssicherheit für die Netzbetreiber zu erhö-

hen. 

 

3. Jährliche OPEX-Anpassung 

 

Die Anpassung der Betriebskosten (OPEX) in der 5. Regulierungsperiode auf Basis eines parame-

terbasierten Betriebskostenaufschlags von effizienten Kosten begrüßen wir ausdrücklich. Diese Me-

thode stellt sicher, dass die Anpassung der OPEX-Budgets konsistent und an die sich ändernde 

Marktdynamik angepasst erfolgt, ohne dass es zu einer Überkompensation kommt.  

 

Allerdings besteht die Problematik stark zunehmender OPEX aufgrund der wachsenden Versor-

gungsaufgabe im Stromnetzbereich bereits heute. Daher ist notwendig, eine OPEX-Anpassung be-

reits in der aktuellen 4. Regulierungsperiode vorzunehmen.  

 

Des weiteren ist bei der Ermittlung der Anpassungsbeträge zu berücksichtigen, dass der Netzbetrieb 

von erheblichen Kostenremanenzen geprägt ist. Beispielsweise kann bei einem vorübergehenden 

Rückgang der zeitgleichen Jahreshöchstlast nicht automatisch von einem OPEX-Rückgang ausge-

gangen werden, während ein Anstieg in der Regel auf eine Zunahme der OPEX schließen lässt. 
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Erschwerend kommt hinzu, dass sich die Netzbetreiber auch steigenden OPEX gegenübersehen, 

die nicht mit einem Anstieg der Versorgungsparameter verbunden sind, wie z.B. Kosten für die Di-

gitalisierung, Tarifanpassungen oder Personalkosten für die Besetzung von zum Basisjahr vakanten 

Stellen. 

 

Im Hinblick auf die Handhabbarkeit und den einhergehenden Verwaltungsaufwand stellt eine fünf-

jährige Regulierungsperiode mit einer sachgerechten jährlichen OPEX-Anpassung im Ver-

gleich zu einer dreijährigen Regulierungsperiode aus unserer Sicht die zu bevorzugende Variante 

dar.  

 

4. Kostenanteile die nicht dem Effizienzvergleich unterliegen  

 

Die Bestimmung von Kostenanteilen, die nicht dem Effizienzvergleich unterliegen, soll künftig nach 

den Abgrenzungskriterien Exogenität, Gleichartigkeit und Volatilität erfolgen. Einige Kostenpositio-

nen, die bislang als dauerhaft nicht beeinflussbar eingestuft sind, sollen im neuen Regulierungsrah-

men in den Effizienzvergleich einbezogen und dem Budgetprinzip unterworfen werden. Grundsätz-

lich wird hier hinsichtlich aller mit dem Personal im Zusammenhang stehenden Kosten ein negatives 

Signal gesetzt. Wir möchten an dieser Stelle klarstellen, dass die Ressource Personal maßgeblich 

für die Wertschöpfung in den Unternehmen ist. Der Fachkräftemangel stellt bereits seit einigen Jah-

ren eine deutliche Herausforderung dar.  

 

Im Kontext der regulatorischen Abbildung sämtlicher Personalkosten besteht grundsätzlicher und 

akuter Handlungsbedarf. Netzbetreiber müssen die aufgrund von Tarifanpassungen und erforderli-

chen zusätzlichen Kapazitäten steigenden Personalkosten bislang für die Dauer von bis zu 7 Jahren 

aus eigenen Mitteln finanzieren. Noch dazu sind weder ungeplante Personalausfälle bspw. aufgrund 

von Kündigungen oder Langzeiterkrankungen statistisch konstant über die Dauer einer Regulie-

rungsperiode verteilt, noch ist in Anbetracht des derzeitigen Fachkräftemangels die Besetzung va-

kanter Stellen kurzfristig möglich, begonnen bereits bei den (insbesondere technischen) Ausbil-

dungsberufen. Das Budgetprinzip bei den Personalkosten erschien daher bereits in der Vergangen-

heit nicht sachgerecht. Hinzu kommt, dass ein zusätzlicher Personalbedarf aus der Umsetzung di-

verser neuer und immer komplexerer Marktanforderungen und gesetzlicher Vorgaben resultiert. Es 

ist bereits heute eine immense Herausforderung, qualifizierte Fachkräfte zu gewinnen und zu halten. 

Gerade in einem Sektor, der auf hochqualifiziertes Personal angewiesen ist. Wenn Netzbetreiber 

ihre Personalkosten nicht decken können, wird sich der Wettbewerbsnachteil im liberalisierten Ar-

beitsmarkt noch verstärken und langfristig die Leistungsfähigkeit der Netzbetreiber verringern, was 

folglich Einbußen bei der Versorgungsqualität und -geschwindigkeit befürchten lässt.  

 

Wir sprechen uns daher dringend dafür aus, nicht nur weiterhin die Kosten für Aus- und Weiterbil-

dung, sondern zusätzlich die kompletten Personalkosten in den Katalog der Kostenanteile, die 

nicht dem Effizienzvergleich unterliegen, aufzunehmen. 
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5. Volatile Kosten 

 

Anpassungsbedarf des Korrekturterms  

 

Die BNetzA beabsichtigt den Wert der volatilen Kosten des Basisjahres mittels eines Korrekturterms 

in der Regulierungsformel anzupassen. Somit soll ein Gleichklang zu dem in den OPEX des Aus-

gangsniveaus enthaltenen Wert hergestellt werden. Genauer gesagt wird der im Ausgangsniveau 

enthaltene volatile Kostenanteil in den Effizienzvergleich einbezogen und die als ineffizient betrach-

teten volatilen Kosten über den Verteilfaktor abgebaut. Die Abbauvorgabe entfaltet sich auch bei 

den Anpassungsbeträgen der volatilen Kosten, was durch das Auslassen dieser Abbauvorgabe im 

Korrekturterm (1 – Xind, t) erfolgt: 

 

Term für die Abbauvorgabe: 

 

 

Ausgangsniveau mit Abbauvorgabe: 

 

 

Anpassung der Volatilen Kosten zum Basisjahr: 

 

Der Basisjahrwert der volatilen Kosten (VK0) ohne Abbauvorgabe lässt die Differenz (den Anpas-

sungsbetrag) niedriger ausfallen. 

 

Somit entfaltet sich die Abbauvorgabe in den angepassten volatilen Kosten aufgrund des zu gerin-

gen Differenzbetrags durch Weglassen des Terms (1 – Xind, t) im Bezug auf die volatilen Kosten des 

Basisjahres. Damit unterliegen alle als volatil eingestuften Kostenarten vollständig dem Effizienz-

vergleich und der Abbauvorgabe. Dies steht im Wiederspruch zu der Einordnung der BNetzA, 

dass volatile Kosten einen Mittelweg zwischen den beeinflussbaren Kostenanteilen und den Kos-

tenarten, welche keinen Effizienzvorgaben unterliegen, darstellen. 

 

Darüber hinaus gilt festzuhalten, dass bestimmte volatile Kostenarten bereits mit weiteren Anreiz-

mechanismen belegt sind, wodurch eine unsachgemäße Dopplung stattfinden würde, ganz zu 

schweigen von dem Instrument der Kostenprüfung, welches ebenfalls bereits Maßstäbe für den An-

satz effizienter Kosten setzt, bspw. durch die Begrenzung der anerkennungsfähigen Verlustenergie-

menge. Eine mehrfache Belegung dieser Kostenarten mit verschiedenen Anreizinstrumenten 
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scheint daher als nicht sachgerecht, zumal ein wesentlicher Teil dieser Kosten nicht beeinflussbar 

ist. Der Korrekturterm der volatilen Kosten sollte daher um die Effizienzabbauvorgabe angepasst 

werden, sodass die volatilen Kosten zwar kostenseitig im Basisjahr in den Effizienzvergleich einge-

hen können, die Anpassungsbeträge aber keiner Effizienzabbauvorgabe unterliegen. Damit wäre 

dem beabsichtigten Mittelweg Rechnung getragen. 

 

Mengenkomponenten Verlustenergie 

 

Bei der Verlustenergie sehen wir während einer laufenden Regulierungsperiode auch Anpassungs-

bedarf hinsichtlich der Mengenkomponente. Denn es ist insbesondere aufgrund der Elektrifizierung 

der Wärmeversorgung von kontinuierlich steigenden Stromtransportmengen auszugehen, womit in 

physikalischer Konsequenz auch ein Anstieg der Verlustenergiemengen verbunden ist. Bei der 

Dauer einer drei- bzw. fünfjährigen Regulierungsperiode wird sich dieser jährlich zunehmende Effekt 

somit über einen Zeitraum von bis zu fünf bzw. sieben Jahren aufsummieren. Wir erachten daher 

eine gesamthafte jährliche Anpassung von Preis- und Mengenkomponente der Verlustenergie für 

erforderlich.  

 

Erforderliche Stilllegungen und unvermeidbare Rückbauten 

 

Die Sachstandsmitteilung zur Festlegung RAMEN sieht für Gasverteilernetzbetreiber und Fernlei-

tungsnetzbetreiber für Rückstellungen für die Stilllegung von Gasversorgungsnetzen im Zusammen-

hang mit der Gasnetztransformation vor, diese als volatile Kostenanteile im Erlöspfad einzubringen. 

Somit würden sowohl die jährliche Abbildung von Aufwendungen und korrespondierende Auflö-

sungserträge im Rahmen der jährlichen Anpassung der Erlösobergrenze für Netzbetreiber sachge-

recht abgebildet. Der Vorschlag wird daher begrüßt. Hinsichtlich der Definition möchten wir für die 

Festlegung anmerken, dass dabei neben den adressierten Stilllegungen der Vollständigkeit halber 

auch auf das Thema Rückbauten eingegangen werden sollte, die insbesondere in städtischen Ver-

sorgungsgebieten eine bedeutendere Rolle einnehmen können. 

 

Grundsätzlich ist im Rahmen des Imparitätsprinzips darauf zu achten, dass die Gasnetze bis zum 

Zeitpunkt der Stilllegung regulatorisch sowie auch handelsrechtlich abgeschrieben sind. Durch die 

Festlegung zur Anpassung der kalkulatorischen Nutzungsdauern und Abschreibungsmodalitäten 

von Erdgasleitungsinfrastrukturen (KANU 2.0) und der dadurch möglichen regulatorischen Verkür-

zung der Abschreibungsdauer wurden hierfür die regulatorischen Rahmenbedingungen geschaffen. 

Diese müssen von der BNetzA auch nach 2027 aufrechterhalten werden, um Rechts- und Planungs-

sicherheit nicht nur für die Netzbetreiber, sondern auch für deren Kapitalgeber zu schaffen. Eine 

rechtsverbindliche Stellungnahme des IDW zur Auswirkung von KANU 2.0 auf die handelsrechtli-

chen Nutzungsdauern wurde bis zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht veröffentlicht. 
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Mit und nach der Stilllegung von Gasnetzen fallen Kosten für Umbaumaßnahmen sowie weiterhin 

Betriebskosten in diesem Zusammenhang an, z.B. im Wesentlichen für Tiefbau- und Straßenbau-

maßnahmen. 

Handelsrechtlich besteht grundsätzlich ein Passivierungsgrundsatz. Für die Kosten der Umbaumaß-

nahmen sowie für die Betriebskosten der stillgelegten Gasnetze sind Rückstellungen für ungewisse 

Verbindlichkeiten zu bilden, da diese wirtschaftlich und rechtlich verursacht sind. Die Rückstellung 

für unvermeidbare Rückbauten von Gasnetzen ist analog zu der Rückstellung für die Stilllegung von 

Gasnetzen zu bilden. 

 
6. Korrekturterm für Anlagenabgänge auch im Kontext der kalkulatorischen Buchverluste 

 

Wir erachten die im Rahmen des Kapitalkostenabgleichs vorgesehene rechnerische Korrektur der 

Kosten, Erlöse und Erträge aus Anlagenabgängen im Ausgangsniveau grundsätzlich als verursa-

chergerechtes Vorgehen. Hier wird in der Sachstandsmitteilung beispielhaft auf die Berücksichti-

gung von etwaigen Entschädigungen sowie Verkaufs- und Verschrottungserlösen eingegangen.  

 

Darüber hinaus möchten wir in diesem Kontext explizit das Thema kalkulatorische Buchverluste 

adressieren, da es in den Sachstandsmitteilungen RAMEN / NEF keine Erwähnung findet, jedoch in 

der Vergangenheit bei der Bestimmung des Ausgangsniveaus ein wichtiges Thema war.  

Die kalkulatorischen Buchverluste resultieren aus den Anlagenabgängen, die noch vor Ablauf der 

kalkulatorischen Nutzungsdauer aus dem Geschäftsbetrieb ausgeschieden sind. Sie entstehen zum 

Großteil durch von Dritten veranlasste Umlegungen, durch Umbauten oder auch durch vorzeitige 

Materialermüdung. Auch handelt es sich bei den kalkulatorischen Buchverlusten um keine Beson-

derheiten des Basisjahres. Werden die kalkulatorischen Buchverluste nicht anerkannt, gehen die in 

diesem Zusammenhang stehenden Kosten für den Netzbetreiber uneinbringlich verloren.  

 

Wir möchten darauf hinweisen, dass im Netzbetrieb Veränderungen am Anlagevermögen bzw. der 

Netzstruktur regelmäßig vorhanden sind (positiv wie negativ) und insbesondere im Gas weiter an 

Bedeutung gewinnen werden. Der neue Korrekturterm sollte daher auch die Effekte aus kalkulatori-

schen Buchgewinnen- und -verlusten im Sinne einer ganzheitlichen verursachergerechten Abbil-

dung berücksichtigen. Wir bitten dahingehend um eine nähere Konkretisierung des Festlegungstex-

tes. 
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7. Zinsbonus für Baukostenzuschüsse im Rahmen des Kapitalkostenaufschlags Strom  

 

Keine differenzierte Behandlung von Baukostenzuschüssen und Netzanschlusskostenbeiträgen 

 

Baukostenzuschüsse (BKZ) und Netzanschlusskostenbeiträge (NAKB) stellen für Netzbetreiber 

gleichermaßen eine wichtige Finanzierungskomponente dar. Ohne diese müssten sich Netzbetrei-

ber alternativ mit mehr Fremdkapital eindecken, um den Leistungsverpflichtungen gerecht zu wer-

den.  

 

Die BNetzA beabsichtigt, eine differenzierte regulatorische Behandlung zwischen BKZ und NAKB 

im Kontext des neuen Anreizelements „Zinsbonus“ (nur im Strom) vorzunehmen. Bislang mussten 

BKZ und NAKB nie zwingend unterschieden werden, da sie in der Anreizregulierung – wie auch im 

Handelsrecht – gleich behandelt wurden. Die Sinnhaftigkeit einer Unterscheidung ist für uns auch 

nicht erkennbar, da alle dem gleichen Ziel dienen, nämlich dem Finanzierungsbeitrag für die Netzin-

vestitionen. Ferner würde eine Ausgrenzung der NAKB manuellen Bearbeitungsaufwand bspw. die 

separate Führung von Excellisten verursachen, was dem Gedanken einer pauschalierten und damit 

vereinfachten Kapitalkostenbestimmung widerspräche. Wir sind daher der Ansicht, dass ein Zinsbo-

nus o.ä. pauschal auf Investitionszuschüsse, BKZ und NAKB angewandt werden sollte. 

 

Der Vorschlag zum Zinsbonus stellt in seiner aktuellen Ausgestaltung einen Fehlanreiz dar 

 

Grundsätzlich wird die Bemühung, die Vereinnahmung von Zuschüssen anzureizen, begrüßt, da sie 

Netzbetreibern hilft, ihre finanzielle Stabilität zu wahren, da ohne die Vereinnahmung von Baukos-

ten-, Investitionszuschüssen und Netzanschlusskostenbeiträgen die Investitionskosten durch eine 

verstärkte externe Finanzierung abgedeckt werden müssen. Dadurch ermöglichen alle Elemente 

auch eine schnellere und effizientere Netzinfrastrukturentwicklung. Allerdings beschränkt sich der 

BNetzA-Vorschlag nur auf den Teil der neu vereinnahmten Zuschüsse des Kapitalkostenaufschlags 

innerhalb einer Regulierungsperiode. Zum nächsten Basisjahr gehen diese dann direkt in den Be-

stand ein und schmälern die Verzinsungsbasis. Wir möchten daher darauf hinweisen, dass mit der 

gegenwärtigen Ausgestaltung dieses Instruments der interne Verwaltungsaufwand erhöht, die 

Transparenz reduziert und der Anreizeffekt eliminiert wird. Eine Aufnahme von Fremdkapital und 

dadurch eine Vermeidung von Zuschüssen im Abzugskapital ist daher für Netzbetreiber evtl. die 

wirtschaftlich bessere Alternative. 

 

Keine differenzierte Behandlung im Strom und Gas beim Anreiz für Baukostenzuschüsse nötig 

 

Es sollte keine differenzierte Behandlung von Baukostenzuschüssen für Strom- und Gasnetze erfol-

gen, weil die Grundprinzipien in beiden Sparten weitgehend ähnlich sind. Neben der Finanzierungs-

wirkung hat der Baukostenzuschuss auch eine wichtige Steuerungswirkung. Insbesondere aufgrund 

der abnehmenden Bedeutung der Gassparte ist der Baukostenzuschuss als Steuerungsinstrument 
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umso wichtiger, zumal Gasnetzbetreiber weiterhin Anschlussbegehren erhalten, die teilweise mit 

hohen Investitionskosten verbunden sind – Mittel, die für die Finanzierung der Transformationspro-

jekte anderer zukunftsträchtiger Sparten dann fehlen.  

 

8. Qualitätsregulierung und Energiewendekompetenzfaktor 

 

Ein Energiewendekompetenzfaktor als neues Element der Anreizregulierung im Strombereich kann 

aus unserer Sicht positive Effekte erzielen, wenn er im Sinne eines Bonus Netzbetreiber dazu moti-

viert, neben den aus ihrer Sicht ohnehin notwendigen Maßnahmen noch zusätzliche Maßnahmen 

zu ergreifen, welche die Energiewende in Deutschland in volkswirtschaftlich sinnvoller Weise be-

schleunigen. 

 

Die schrittweise Vorgehensweise in der geplanten Einführung durch die Bundesnetzagentur erach-

ten wir bei der Einführung eines ganz neuen Instruments in das deutsche Anreizregulierungssystem 

als sinnvoll, um durch Prüfung der einzelnen Zwischenschritte zu gewährleisten, dass das neue 

Instrument zum einen durch die Erhebung der richtigen Daten praktikabel ist und keinen unnötigen 

Aufwand generiert und es zum anderen die richtigen Anreize zur beschleunigten Umsetzung der 

Energiewende und nicht etwa volkswirtschaftlich schädliche Fehlanreize setzt. Die konkrete Defini-

tion der Begrifflichkeit „Energiewendekompetenz“ sowie die Ermittlung geeigneter Indikatoren stellt 

dabei die Kernaufgabe dar. Hinsichtlich der Bewertungskriterien der Energiewendekompetenz der 

Verteilernetzbetreiber sind die regionalen Unterschiede z.B. hinsichtlich Last- und Erzeugungs-

dichte, den Schwerpunkten im Erneuerbaren-Ausbau (z.B. Windenergie- oder PV-Anlagen) sowie 

der Flächenverfügbarkeit für den Infrastrukturausbau zu berücksichtigen. Daher bedarf es eines 

ausgewogenen Systems, welches klar die unternehmensindividuelle Betroffenheit bewertet und die 

korrekten Anreize setzen kann. 

 

Wichtig ist, dass Aufwand und Nutzen der Datenerhebung kontinuierlich überprüft werden, um das 

Ziel der Bundesnetzagentur zu unterstützen, die Regulierung „transparenter, einfacher und weniger 

bürokratisch“ zu gestalten (siehe NEST-Eckpunktepapier).  

 

Aus demselben Grund ist es aus unserer Sicht unerlässlich, in einem neuen Regulierungssystem 

zwischen Qualitätselement und Energiewendekompetenzfaktor zu trennen. Der Anreiz der 

Energiewendekompetenz sollte die Zielgenauigkeit und Aussagekraft des bestehenden Q-Elements 

nicht verwässern.  
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9. Regulierungskonto 

 

Hinsichtlich der Anträge Regulierungskonto sehen wir enormes Potential, den Antrags- und Geneh-

migungsprozess zu vereinfachen: 

 

Gemäß Tenorziffer 14.1 RAMEN soll das Vorgehen entsprechend § 5 Abs. 1 ARegV weitergeführt 

werden, auf dem Regulierungskonto die Differenz zwischen den zulässigen Erlösen und den unter 

Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen zu erfassen. Wir 

sprechen uns dafür aus, den zulässigen Erlösen stattdessen die erzielten Erlöse gemäß handels-

rechtlichem Jahresabschluss gegenüberzustellen. Denn die jährlich zusätzliche Ermittlung der 

rein auf den abgerechneten Mengen basierenden Erlöse verursacht einen deutlichen Mehraufwand, 

dem keinerlei Mehrwert gegenübersteht. Der Unterschied besteht lediglich in einem Zeitversatz, da 

dem Jahresabschluss für den Teil der zum 31.12. noch ausstehenden Abrechnungen systemische 

Schätzungen zugrunde gelegt sind und gleichzeitig die Differenz der Vorjahresschätzung zur tat-

sächlichen Menge korrigiert wurde. 

 

Das folgende Zahlenbeispiel soll dies verdeutlichen: Ein Zählpunkt hat im Jahr t0 4.000 kWh „tat-

sächliche Menge“ bezogen. In den Jahresabschlüssen stellt sich das wie folgt dar: 

 

Jahresab-

schluss 

Sachverhalt  Anzahl 

Tage 

Menge Bepreisung 

t-1 Vorjahreskorrektur 0 0 0 

 Abgerechnete Menge 300 3.000 kWh Preisblattt-1 

 Systemische Schätzung 65 650 kWh Preisblattt-1 

t0 Vorjahreskorrektur systemische 

Schätzung 

-65 -650 kWh Preisblattt-1 

 Vorjahreskorrektur abgerechnete 

Menge 

65 700 kWh Preisblattt-1 

 Abgerechnete Menge 310 3.300 kWh Preisblatt t0 

 Systemische Schätzung 55 585 kWh Preisblatt t0 

t1 Vorjahreskorrektur systemische 

Schätzung 

-55 -585 kWh Preisblatt t0 

 Vorjahreskorrektur abgerechnete 

Menge 

55 700 kWh Preisblatt t0 

 Abgerechnete Menge usw.   

 

Hieraus ist also ersichtlich, dass es im Jahresabschluss hinsichtlich der abgerechneten Menge le-

diglich einen leichten Zeitversatz gibt. Daneben würde sich bei einem Abstellen auf den Jahresab-

schluss vorteilig auswirken, dass eine zeitaufwändige zusätzliche Auswertung der ausschließlich 
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abgerechneten Mengen entfallen könnte – Stichwort „Entbürokratisierung“ – und dieser außerdem 

bereits von einem Wirtschaftsprüfer geprüft und testierten wurde. Im Falle nachträglicher Rech-

nungskorrekturen müsste außerdem keine Korrektur eines bereits gestellten Regulierungskontoan-

trages erfolgen, da diese Korrektur handelsrechtlich in den Umsatzerlösen des aktuellen Jahres und 

folglich dann auch erst im Regulierungskonto des laufenden Jahres erfasst würde. 

 

Der Vollständigkeit halber sei zu ergänzen, dass es auch im Falle von Lieferanteninsolvenzen zu 

keiner Minderung der Umsatzerlöse – und damit zu keiner Differenz zu den unter Berücksichtigung 

der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen – käme, da die in Rechnung gestellten 

aber dann nicht vereinnahmten Netzentgelte nicht in den Umsatzerlösen gemindert, sondern auf-

wandseitig als Einzelwertberichtigungen (Forderungsausfälle) korrigiert werden. 

 

Als weitere Verfahrensvereinfachung sprechen wir uns deutlich dafür aus, auch im Strombereich auf 

die Nachweisrechnung der Erlöse aus Netzentgelten (Tabellenblatt „E1. Erzielb. Erlöse“) zukünftig 

zu verzichten, wie das bereits derzeit von der BK9 praktiziert wird. Dies würde den operativen Ar-

beitsaufwand stark reduzieren, zumal der Mehrwert dieser komplexen Herleitungsrechnung nicht 

ersichtlich ist und bei einer Bearbeitungszeit von mehreren Arbeitstagen in keinem Aufwand-Nutzen-

Verhältnis steht. Auch aus dieser Perspektive zeigt sich wieder die Vorteilhaftigkeit des Heranzie-

hens der erzielten Erlöse des seitens Wirtschaftsprüfer geprüften und testierten Jahresabschlusses. 

 

10. Ermittlung des Pauschalbetrags beim Übergang von Gasnetzen im Falle einer ausbleiben-

den Vereinbarung zwischen den Netzbetreibern  

 

Findet in einem Energieversorgungsnetz ein teilweiser Übergang eines Netzteils auf einen anderen 

Netzbetreiber statt, vermindert sich die Erlösobergrenze des abgebenden Netzbetreibers und die 

Erlösobergrenze des aufnehmenden Netzbetreibers wird um diesen Teil entsprechend erhöht.  

 

Aufgrund der Festlegung KANU 2.0. möchten wir darauf hinweisen, dass sich bei Anwendung un-

terschiedlicher Abschreibungsmodalitäten des abgebenden Netzbetreibers, z.B. Anwendung KANU 

2.0 nur auf den übergehenden Netzteil, ein Schiefstand hinsichtlich der proportionalen Ermittlung 

des Pauschalbetrages für die übrigen Kosten des übergehenden Netzteils ergibt. Denn in diesem 

Falle wäre aufgrund der Abschreibungsmodalität der Anteil der im übergehenden Netzteil enthalte-

nen Kapitalkosten (in Relation zu den gesamten Kapitalkosten des abgebenden Netzbetreibers) er-

höht und würde somit bewirken, dass der Anteil des Pauschalbetrages für die übrigen Kosten, wel-

che von der Wahl der Abschreibungsmodalität unabhängig sind, zu hoch ausfällt.  

 

 

 

 

    


